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Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die Übersendung des o.g. Gesetzentwurfs, Drucksache 
16/10380). Hierzu nehmen wir gerne schriftlich Stellung: 
 
 

A. Grundsätzliches 
 
Vorab erlauben wir uns, einige grundsätzliche Anmerkungen zu machen: 
Mit Erstaunen haben wir zur Kenntnis genommen, dass zu Beginn dieser Anhörung auf 
die sonst üblichen Statements der Sachverständigen verzichtet wird. Die Dienstrechts-
reform ist ein richtungsweisendes Werk, welches die notwendigen Rahmenbedingun-
gen für den Öffentlichen Dienst festlegt. Die Bedeutsamkeit und Komplexität zeigt sich 
auch in der Zeitdauer, welche diese Reform in Anspruch genommen hat. Seit der Föde-
ralismusreform im Jahr 2006 sind zwischenzeitlich 10 Jahre vergangen. In dieser „De-
kade“ hat es viele unterschiedliche Ansätze und Gespräche für eine Reform des Dienst-
rechts in Nordrhein-Westfalen gegeben. Für den DBB NRW ist es deswegen völlig un-
verständlich, warum gerade jetzt, da das Regelwerk kurz vor dem Abschluss steht, den 
Sachverständigen die ohnehin mit 5 Minuten sehr überschaubare Zeit für ihre State-
ments gestrichen wird. Eine solche Vorgehensweise impliziert eine geringe Wertschät-
zung der Sachverständigen, aber vor allem – und das ist noch viel entscheidender – 
eine Geringschätzung der Beamtinnen und Beamten im Öffentlichen Dienst.  
 
Darüber hinaus kritisiert der DBB NRW auch die Ausgestaltung des sog. „dialogorien-
tierten“ Verfahrens. Der Duden definiert einen Dialog als Gespräch, das zwischen zwei 
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Interessengruppen geführt wird mit dem Zweck des Kennenlernens der gegenseitigen 
Standpunkte. Tatsächlich war die Vorgehensweise jedoch eine gänzlich andere: Vor der 
Sommerpause 2015 erhielten wir erstmalig die Gelegenheit zu dem 800-seitigen Ent-
wurf zur Dienstrechtsreform Stellung zu beziehen und haben das unter reger Beteili-
gung unserer Fachgewerkschaften getan.  
Am 24. September 2015 durften wir im Rahmen der formalen Beteiligung erneut zu dem 
umfangreichen Entwurf eine Stellungnahme abgeben. In diesem Zusammenhang muss-
ten wir jedoch feststellen, dass keine Anregung aus unserer Stellungnahme oder denen 
der anderen Verbände berücksichtigt worden war. Was ist der Grund dafür? Kann es 
tatsächlich sein, dass kein einziger der unzähligen Änderungswünsche der Diskussi-
onsparteien sinnvoll und / oder realisierbar war?! Das glauben wir kaum. Vielmehr ver-
muten wir, dass gute Argumente hier schlicht dem Diktat der Kostenneutralität zum Op-
fer gefallen sind. Doch es drängt sich die Frage auf, wie wirkliche Reformen stattfinden 
können, wenn von vorneherein klar ist, dass keine finanziellen Mittel dafür zur Verfü-
gung stehen?!  
Im Ergebnis hat dieses sog. „dialogorientierte“ Verfahren letztendlich nicht zu einer bes-
seren Einbeziehung geführt, sondern lediglich zu einem erheblichen Mehraufwand und 
einer hohen Personalbindung. Wir möchten an der Stelle betonen, dass wir keinesfalls 
den generellen Ansatz eines solchen Verfahrens ablehnen, sondern empfehlen lediglich 
eine Überarbeitung der praktischen Anwendung.  
 
 

B. Vorwort  
 
Unter dem Punkt „C.   Stellungnahme“ finden Sie die ausführliche Stellungnahme des 
DBB NRW. Auf Grund der mangelnden Möglichkeit zur mündlichen Stellungnahme, er-
lauben wir uns jedoch, einige besonders herausragende Punkte zunächst in einem 
Vorwort anzusprechen.  
 
Die Dienstrechtsreform in NRW soll insbesondere dem Aspekt der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf Rechnung tragen. Der DBB NRW begrüßt das Ziel ausdrücklich und 
sieht auch grundsätzlich gute Ansätze für eine Reform hin zum familienfreundlichen 
Dienstrecht. 
Jedoch gibt es auch geplante Regelungen, die von uns abgelehnt werden.  
 
Zielquote für Frauen in Führungspositionen 
Insbesondere ist es die geplante Quotenregelung, die unseres Erachtens nach nicht nur 
keine Verbesserung der beruflichen Situation von Frauen bringen wird, sondern sogar 
eine Vielzahl von Klagen männlicher Bewerber nach sich ziehen könnte. Die „Formulie-
rung, dass „bei einer im wesentlichen  gleichen Eignung, Befähigung und Leistung“ 
Frauen bevorzugt zu befördern sind, ist nicht gerichtsfest, da sie völlig an der Praxis 
von Beurteilungen vorbeigeht. In denen können nämlich sehr differenzierte Aussagen 
getroffen werden.  
Der DBB NRW hat aber vor allem ein grundsätzliches Problem mit der Ausgestaltung 
der geplanten Quotenregelung: Sie setzt an der falschen Stelle an. Die Erfahrungen 
zeigen, dass Frauen – besonders diejenigen in Teilzeitbeschäftigung – schlechter be-
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wertet werden. Wenn gerechte Aufstiegschancen geschaffen werden sollen, muss der 
Ansatz entsprechend schon vor dem Bewertungsverfahren greifen.  
Mehr Informationen dazu finden Sie aus Seite 8 dieser Stellungnahme. 
 
Familienzuschlag:   
Dieser Zuschlag fördert in ganz essenziellem Maße die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. Durch die Absenkung der Altersgrenze bei der Zahlung des Kindergeldes in 2007 
werden nun jedoch auch bei der Familienzulage nur noch Kinder bis zum 25. Lebens-
jahr berücksichtigt, auch wenn sie sich in der Berufsausbildung, einer Übergangs- oder 
Wartezeit oder einem Freiwilligendienst befinden. Diese Absenkung verkennt jedoch, 
dass Kinder unter diesen Umständen auch nach dem 25. Lebensjahr einen Mehrauf-
wand bedeuten. 
Entsprechend ist der DBB NRW der Ansicht, dass die Nichtgewährung des Familienzu-
schlags nach dem 25. Lebensjahr gegen den Grundsatz der amtsangemessenen Ali-
mentation aus Artikel 33 Abs. 5 GG darstellt. Die Argumentation, dass der Familienzu-
schlag an die Zahlung des Kindergeldes geknüpft ist, kann an dieser Stelle nicht hinrei-
chend sein, da sie sich durch den Landesgesetzgeber mittels einer besoldungsrechtli-
chen Regelung beseitigen ließe. Stattdessen kann hier die Unterhaltspflicht nach §33a 
Abs. 1 EStG als Indikator für die Gewährung des Familienzuschlags dienen. 
 
Beihilfe 
Die Koppelung der Beihilfeberechtigung an die Zahlung des Familienzuschlags führt 
ebenfalls zu einer massiven Mehrbelastung für Familien. Ganz konkret bedeutet es 
nämlich, dass die Beteiligten die Absicherung ihrer Kinder bei der privaten Krankenver-
sicherung zu 100 Prozent finanzieren müssen, statt mit beihilferechtlicher Kombination 
nur zu 20 Prozent. Auch hier wird gegen das Prinzip der amtsangemessenen Alimenta-
tion nach Artikel 33 Abs. 5 GG verstoßen.  
 
 
Über das Grundthema der besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie hinaus gibt es 
allerdings auch einige andere wichtige Forderungen des DBB NRW:  
 
Sonderzahlung 
Die Integration der Sonderbezüge in die monatlichen Bezüge sehen wir als ersten 
Schritt in Richtung einer Attraktivitäts- und Wertschätzungsoffensive für den öffentlichen 
Dienst. Jedoch vermissen wir entschieden die Rücknahme der Kürzungen. Schon die 
erste Kürzung sollte nur befristet wirksam sein. Doch statt der Aufhebung dieser Maß-
nahme wurden die Sonderzahlungen ein weiteres Mal gekürzt. Entsprechend fordert 
der DBB NRW eine Rücknahme mindestens der zweiten Kürzung. 
Nähere Ausführungen dazu finden Sie auf Seite 6 
 
Wochenarbeitszeit 
Beamtinnen bzw. Beamte und Tarifbeschäftigte arbeiten häufig in den gleichen Berei-
chen. Doch während die tariflich Beschäftigen sich bereits auf dem Weg in den Feier-
abend befinden, sitzen die Beamtinnen und Beamten noch an ihren Schreibtischen. 
Grund dafür sind unterschiedliche Wochenarbeitszeiten der beiden Gruppen. Während 
tariflich Beschäftigte wöchentlich nur 38 Stunden und 50 Minuten arbeiten, sind es bei 
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den Beamten bis zu 41 Stunden. Das ist nicht nur ungerecht, sondern drückt auch eine 
mangelnde Wertschätzung aus. Der DBB NRW fordert eine Angleichung der Wochen-
arbeitszeit der Beamtinnen und Beamten an den Tarifbereich. 
Nähere Ausführungen dazu finden Sie auf Seite 9. 
 
Jubiläumszuwendung 
12,28 Euro im Jahr – das ist  nur ein sehr geringer Lohn für die 25-jährige Treue einer 
Beamtin bzw. eines Beamten. 12,28 Euro im Jahr macht in 25 Dienstjahren eine Jubilä-
umszuwendung von 307 Euro aus. Alles andere als hohe Summen, doch genau die 
wurden mit Verweis auf die Haushaltssituation im Jahr 1998 durch ein Artikelgesetz ab-
geschafft. Genauso wie in einem Artikel vorher die Verordnung zur Bekämpfung der 
Dasselfliege.   
PS: Dass die Treue und Motivation einer Beamtin bzw. eines Beamten weit mehr wert 
ist, hat übrigens auch das Land Berlin erkannt und als Maßnahme der Wertschätzung 
die Jubiläumszuwendung 2015 wieder eingeführt. 
 
 
Im Übrigen erlauben wir uns, nochmal eine Anmerkung zur Versorgungsrücklage zu 
machen. In §17 (4) LBesG NRW findet sich der Hinweis, dass Näheres durch ein ge-
sondertes Gesetz geregelt wird. Ein solches wurde mit dem „Gesetz zur Einrichtung des 
Pensionsfonds des Landes Nordrhein-Westfalen“ zu Beginn des Jahres beschlossen. 
Darin wurde allerdings die Chance vertan, die Entnahme der Mittel zu regeln. Der DBB 
NRW fordert, dass hier nachgezeichnet wird und ein entsprechendes Gesetz zum 
1.1.2017 in kraft treten kann. Nur so lässt sich Planungssicherheit gewinnen. Im Übri-
gen nicht nur für die Beamtinnen und Beamten, sondern auch für die Landesregierung. 
Mit Blick auf die kommenden, durch viele unvorhersehbare Variablen geprägten Jahre, 
kann es nur von Vorteil für den NRW-Haushalt sein, wenn die Entnahme bereits gesetz-
lich verankert ist.  
Noch mehr Planungssicherheit würde die Landesregierung erreichen, wenn sie die ur-
sprünglich angesetzten Mittel zuführen würde, damit könnte das Ziel einer Kostende-
ckungsgrad bei den Pensionen von 70 Prozent, eher erreicht werden und damit eine 
erhebliche Erleichterung für den Haushalt, auch im Sinne der Generationsgerechtigkeit. 
Der DBB fordert entsprechend eine Aufstockung der zuzuführenden Mittel auf den ur-
sprünglichen Betrag, mindestens aber auf 550 Mio. Euro jährlich. Diese Summe wurde 
nämlich von den Beamtinnen und Beamten durch aktiven Verzicht auf Besoldung und 
Pensionsansprüche erwirtschaftet.  
 
 

C. Stellungnahme 
 
Nachzeichnung des RV-Leistungsverbesserungsgesetzes  
Hier: Übertragung der abschlagsfreien Rente mit 63 
Das Land NRW folgt grundsätzlich dem Prinzip, dass Verschlechterungen im Ren-
tenrecht systemkonform auf die Beamtenversorgung übertragen werden. Bei Ver-
besserungen ist es dagegen sehr zurückhaltend. Dies gilt auch bei der abschlags-
freien Rente mit 63. Während sie im Rentenrecht nunmehr gilt und auch in großem 
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Maße in Anspruch genommen wird, soll sie in Nordrhein-Westfalen im Beamtenbe-
reich nicht umgesetzt werden. Diese unterschiedliche Handhabung ist absolut un-
verständlich. Dass finanzielle Mehrbelastungen auftreten, liegt auf der Hand. 
Gleichwohl können Haushaltsgründe die Nichtübertragung nicht rechtfertigen. Es 
gilt, die Betroffenen Wert zu schätzen und keine Ungleichbehandlung zwischen Ta-
rifbeschäftigten und Beamten zu manifestieren. Der DBB NRW fordert daher ein-
dringlich die Übertragung der abschlagsfreien Rente mit 63 auch auf den Beamten-
bereich.  
 
Nachzeichnung des RV-Leistungsverbesserungsgesetzes  
Hier:  Verbesserte systemkonforme Anrechnung von  Kindererziehungsleis-
tungen   
Auch insoweit fordert der DBB NRW eine Gleichbehandlung mit dem Rentenrecht. 
Es ist aus unserer Sicht nicht nachvollziehbar, warum eine Übertragung der Rege-
lungen für Mütter mit nach 1992 geborenen Kindern vorgenommen wurde, dagegen 
bei Müttern mit vor 1992 geborenen Kindern eine Veränderung unterbleibt. Wenn 
die Angleichung bei einer Gruppe als sinnvoll erachtet wurde, so muss das konse-
quenterweise auch bei der anderen Gruppe der Fall sein. Entsprechend können wir 
als DBB NRW uns nur vorstellen, dass es sich dabei um ein Versehen handelt und 
bitte Sie, diese Änderung zu berücksichtigen.  
 
Nachzeichnung des RV-Leistungsverbesserungsgesetzes  
Hier: Übertragung der Verlängerung der Zurechnungsz eit bei Erwerbsminde-
rung 
Im Rentenrecht ist die Zurechnungszeit bei Erwerbsminderung bis zum vollendeten 
62. Lebensjahr (bisher vollendetes 60. Lebensjahr) verlängert worden. Diese Ver-
besserung soll nicht auf den Beamtenbereich übertragen werden.  
Im Versorgungsrecht der Beamten wird grundsätzlich bei einer Dienstunfähigkeit 
die Zeit von der Versetzung in den Ruhestand bis zum Ablauf des Monats der Voll-
endung des 60. Lebensjahres für die Berechnung des Ruhegehalts der ruhegehalt-
fähigen Dienstzeit zu zwei Dritteln hinzugerechnet. Warum hier keine Übertragung 
(62. Lebensjahr) vorgesehen ist, wird dagegen sachlich nicht erläutert; vielmehr 
wird nur auf die Haushaltsmehrbelastungen verwiesen. Dagegen hat Bayern ent-
schieden, die Zurechnungszeit bei Erwerbsminderung in der Beamtenversorgung 
nachzuzeichnen. Die Ungleichbehandlung ist für die Betroffenen sehr demotivie-
rend. Der DBB NRW ist der Auffassung, dass das Land insoweit seiner beamten-
rechtlichen Fürsorgepflicht nicht mehr Rechnung trägt. Er fordert daher, dass eine 
systemkonforme Umsetzung vorgenommen wird.  
 
Einführung der internen Teilung beim Versorgungsaus gleich 
Der Versorgungsausgleich ist neu geregelt worden. Der bisherige externe Ausgleich 
über die gesetzliche Rentenversicherung nach Saldierung aller Rechte ist abgelöst 
worden durch die sogenannte interne Teilung. Jede Versorgung wird innerhalb des-
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jenigen Systems geteilt, bei dem das Anrecht der ausgleichspflichten Person zum 
Ende der Ehezeit besteht. Die Ausgleichsberechtigten erhalten einen unmittelbaren 
Anspruch gegen den Versorgungsträger der ausgleichspflichtigen Person. Trans-
ferverluste und Wertverzerrungen werden hierbei beseitigt. Diese interne Teilung ist 
auch bei der Beamtenversorgung des Bundes eingeführt worden. In Nordrhein-
Westfalen gilt noch immer die sogenannte externe Teilung. Es ist daher angezeigt, 
dass auch die sogenannte interne Teilung in NRW implementiert wird.  
 
Integration der jährlichen Sonderzahlung in die mon atlichen Bezüge ab dem 
01.01.2017 
Die Integration der jährlichen Sonderzuwendung in die monatlichen Bezüge stellt 
eine langjährige Forderung des DBB NRW dar und wird insoweit begrüßt. Die For-
derung des DBB NRW ist damit allerdings nicht vollständig erfüllt. Neben dem Ein-
bau der Sonderzahlung in die monatlichen Bezüge ist weitergehend gefordert wor-
den, zumindest die zweite Kürzungsmaßnahme rückgängig zu machen.  
Insoweit wird auch auf das positive Beispiel des Bundes hingewiesen. Daher gilt 
weitergehend die Forderung, den Rechtszustand nach der ersten Kürzung wieder 
herzustellen mit der Folge, dass die Besoldungsgruppen A2 bis A6 einen Grundbe-
trag von 84,29 vom Hundert (v.H.), die Besoldungsgruppen A7 und A8 sowie die 
Empfänger/-innen von Anwärterbezügen in Höhe von 70 v.H. und die Übrigen von 
50 v.H. erhalten. Entsprechendes gilt auch für die Versorgungsempfänger/-innen. 
Zum Schluss darf darauf hingewiesen werden, dass die ursprüngliche erste Kür-
zungsmaßnahme nur für drei Jahre angedacht war. Seinerzeit wurden allerdings 
fürsorgepflichtwidrig die Kürzungsmaßnahmen nicht aufgehoben, sondern noch 
weiter verschärft. 
 
Wiedereinführung der Jubiläumszuwendung 
Der DBB NRW ist der Auffassung, dass die Zahlung einer Jubiläumszuwendung 
aus Anlass von Dienstjubiläen zwingend wieder eingeführt werden muss. In diesem 
Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass für den kommunalen Bereich der 
TVöD ausdrücklich solche Zahlungen in dem örtlichen Tarifrecht TVöD – NRW 
kennt. Dort sind sogar zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern Zahlungen ver-
einbart, die höher liegen als diejenigen des TVöD. Die Zahlung einer Jubiläumszu-
wendung hat vor allem einen ideellen Wert, da sie der Beamtin bzw. dem Beamten 
Wertschätzung durch seinen Dienstherren vermittelt. Unter Anbetracht der Höhe 
der Zuwendung kann eine Gewährung dieser eigentlich nicht glaubhaft verwehrt 
werden, denn zum 25-jährigen Jubiläum erhält er oder sie 307 Euro, also gerade 
12,28 Euro für jedes Jahr Treue zum Dienstherren. Hier lässt sich also mit einem 
sehr überschaubaren Budget die Zufriedenheit der Beamtinnen und Beamten und 
ihre Motivation deutlich steigern.  
 
Lehrerbesoldung  
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Der DBB NRW erwartet, dass die Lehrerbesoldung zeitnah einer Regelung zuge-
führt wird. 
Erprobung von Langzeitarbeitskonten  
Die Landesregierung will ein Modellprojekt zu Langzeitarbeitskonten in repräsenta-
tiven Behörden des Landes und der Kommunen starten. Die Rechtsgrundlage soll 
allerdings nicht im Rahmen einer Regelung im Landesbeamtengesetz, sondern 
durch eine Ermöglichungsklausel eigener Art erfolgen. Dies wird vom DBB NRW 
abgelehnt.  
Das Modellprojekt, das vom DBB NRW nachdrücklich unterstützt wird, muss seine 
Grundlage in einem Regelwerk haben und damit im Landesbeamtengesetz förmlich 
konstituiert werden. Ansonsten besteht die Gefahr der Aufweichung und einer ge-
wissen Beliebigkeit durch die ausführenden Stellen.  
 
Weiterhin sollte überlegt werden, den angedachten Rahmen zu erweitern und Mo-
dellprojekte auch bei anderen als den zunächst angedachten Behörden vorzuschla-
gen, um repräsentative Ergebnisse zu erreichen.  
 
Gehaltsvorschüsse bei Freistellung zur Pflege von A ngehörigen 
Der vorliegende Gesetzentwurf hat als tragenden Aspekt die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf zum Thema. Hierzu gehört auch die Möglichkeit der Gewährung 
eines unverzinslichen Gehaltsvorschusses bei einer Verringerung der Arbeitszeit 
aufgrund einer akut auftretenden Pflegebedürftigkeit eines Angehörigen. Insoweit 
hat das Land Bayern Initiativen ergriffen und plant, die dort existierenden Vor-
schussrichtlinien entsprechend zu ergänzen. Hierauf darf der DBB NRW verweisen. 
Er fordert, ebenfalls entsprechende Maßnahmen vorzusehen. 
 
 
2. Dienstrecht = Landesbeamtengesetz 
 
Zu § 9 Abs. 1 Nr. 4 bzw. § 13: Verkürzung der Probe zeit 
Nach § 13 beträgt die Probezeit einheitlich drei Jahre. Es sollten jedoch wieder 
Leistungsanreize wie in früheren Zeiten geschaffen werden. Bis einschließlich 2008 
konnte die Probezeit bei gut oder sehr gut abgeschlossener Laufbahnprüfung um 
10 bzw. 15 Monate reduziert werden. In diesem transparenten System wurden gute 
Prüfungsleistungen unmittelbar honoriert, da eine frühere Beförderung dieses Per-
sonenkreises die Folge der verkürzten Probezeit war.  
Von der Regelung in der Laufbahnverordnung, dass für besondere Leistungen auf 
das Jahr Wartezeit nach der Probezeit verzichtet werden kann, wird nach Erfahrung 
des DBB NRW zu selten Gebrauch gemacht.  
 
Zu § 19 Abs. 2 - Beförderungssperren  
Nach § 19 Abs. 2 Satz 2 ist eine weitere Beförderung innerhalb von 2 Jahren vor 
Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze nicht zulässig. Diese 
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Regelung verkennt allerdings die derzeitige Wirklichkeit. So lässt z. B. die Alters-
struktur im Schulbereich es nicht zu, dass ältere Lehrkräfte Leitungsämter vor dem 
Erreichen der Altersgrenze übernehmen können. Daher ist der DBB NRW der Auf-
fassung, dass diese gesetzliche Regelung gestrichen werden sollte. 
 
Zu § 19 Abs. 6 - Einführung einer Zielquote für Fra uen in Führungspositionen 
Der DBB NRW steht der Einführung einer Zielquote für Frauen in Führungspositio-
nen grundsätzlich positiv gegenüber. Der vorliegende Gesetzentwurf wird im prakti-
schen Vollzug allerdings sehr problematisch zu handhaben sein. Allein in der For-
mulierung in Abs. 6 Satz 3, das von einer im wesentlichen  gleichen Eignung, Be-
fähigung und fachlichen Leistung in der Regel auszugehen ist, wenn die jeweils ak-
tuelle dienstliche Beurteilung der Bewerberin oder des Bewerbers ein gleichwerti-
ges Gesamturteil aufweist, kann als Einladung zur Klage verstanden werden. Von 
daher lehnt der DBB NRW die von der Landesregierung vorgeschlagene Formulie-
rung ab und fordert sie auf, eine verfassungsgemäße Bestimmung zu formulieren.  
Darüber hinaus weisen wir an dieser Stelle erneut darauf hin, dass durch die aktuel-
le Änderung nicht den Kern des Problems erfasst wird. Dieser liegt nämlich im Be-
urteilungsverfahren selbst. Beamtinnen werden oft schlechter bewertet als ihre 
männlichen Kollegen, besonders wenn sie – was das Anliegen dieser Reform ist – 
Familie und Beruf miteinander verbinden und in Teilzeit arbeiten. Die Zahlen zei-
gen, dass Teilzeitbeschäftigte nicht ihrem Anteil entsprechend in den Spitzennoten 
der Beurteilungsbereiche partizipieren. Grund dafür ist unter anderem die weiterhin 
bestehende gedankliche Koppelung von Leistung an Präsenzarbeitszeit. Entspre-
chend können gleichberechtige Chancen für Frauen in diesem Bereich nur dann 
entstehen, wenn der Beurteilungsprozess selbst angepasst wird.  
Im Übrigen wird zur Vermeidung von Wiederholungen zur weiteren Begründung auf 
den Inhalt der beiliegenden Stellungnahme des DBB NRW vom 26.03.2015 verwie-
sen. 
 
Zu § 31 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 Satz 3 - Lehreralt ersgrenze 
Der DBB NRW fordert eine Streichung der Sonderregelungen für Lehrerinnen und 
Lehrer an öffentlichen Schulen. Diese treten nach dem Gesetzeswortlaut mit dem 
Ende des Schulhalbjahres nach Erreichen des 67. Lebensjahres beziehungsweise 
in der Übergangszeit nach Erreichen der jeweiligen Altersgrenze in den Ruhestand. 
Ersatzeinstellungen können heutzutage schulscharf und monatsweise vorgenom-
men werden, so dass eine Sonderregelung nicht erforderlich ist. Die Gleichbehand-
lung aller Beamtengruppen muss hergestellt werden. Die Beibehaltung des derzei-
tigen Rechtszustandes stellt gegenüber der übrigen Beamtenschaft eine Diskrimi-
nierung dar. Dies bedeutet im Extremfall, dass ein Sechstel aller beamteten Leh-
rer/innen über die normale Altersgrenze hinaus bis zu sechs Monate weiteren 
Dienst leisten muss. Dieser Rechtszustand stellt einen Anachronismus dar, den es 
zu beseitigen gilt.  



  

 9  

Zudem ist nicht einsehbar, dass diese Beamtengruppe, die über die normale ge-
setzliche Altersgrenze hinaus Dienst leistet, nicht einmal einen finanziellen Vorteil 
hiervon in ihrer Versorgung hat. 
Zu § 42 Abs. 3 – Personalentwicklung und Fortbildun g 
Die Normierung von Personalentwicklungs- und Fortbildungskonzepten wird vom 
DBB NRW begrüßt. Dabei wird auch gleichzeitig die Hoffnung zum Ausdruck ge-
bracht, dass die angekündigte nähere Ausgestaltung von Personalentwicklungs-
konzepten und die an sie gestellten Anforderungen in den Laufbahnverordnungen 
möglichst zeitnah erfolgen. In § 42 Abs. 3 wird geregelt, dass Beamtinnen und Be-
amte einen Anspruch auf Teilnahme an für ihre berufliche Tätigkeit förderlichen 
Fortbildungsmaßnahmen haben, soweit dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 
Weitergehend sollte die Selbstverständlichkeit in der Regelung zum Ausdruck ge-
bracht werden, wonach der Dienstherr die Kosten dieser Fortbildungsmaßnahmen 
zu tragen hat. Weiterhin sind die Personalentwicklungskonzepte gendergerecht 
auszugestalten. 
 
Zu § 60 Abs. 1 – Wochenarbeitszeit der Beamtinnen u nd Beamten  
Es wird allgemein als besonders ungerecht empfunden, dass im Beamtenbereich 
grundsätzlich 41 Stunden in der Woche und im Tarifbereich 38 Stunden und 50 Mi-
nuten in der Woche gearbeitet werden. Dieses Problem muss unbedingt einer Lö-
sung in der Weise zugeführt werden, dass eine einheitliche Wochenarbeitszeit auf 
der Grundlage des Tarifbereichs rechtlich verankert wird. In Verwaltungsbereichen, 
in denen sowohl Tarifbeschäftigte als auch Beamte in einem Raum zusammen ar-
beiten, sehen diese tagtäglich eine absolut ungerechtfertigte Ungleichbehandlung. 
Es kann niemandem verständlich gemacht werden, warum die beiden Statusgrup-
pen keine einheitliche Arbeitszeit haben. Dies führt im Beamtenbereich zu Frustrati-
on mit allen negativen Folgen.  
 
Zu §§ 64 ff - Freistellungsvorschriften 
Der DBB NRW begrüßt die Neuregelung in § 64, wonach ein Übergang zur Voll-
zeitbeschäftigung oder eine Änderung des Umfangs der Teilzeitbeschäftigung auf 
Antrag zuzulassen ist, wenn der Beamtin oder dem Beamten die Fortsetzung der 
bewilligten Teilzeitbeschäftigung nicht mehr zugemutet werden kann und dienstliche 
Belange nicht entgegenstehen. Dies wird als Schritt in die richtige Richtung bewer-
tet. 
 
Hinsichtlich der Regelung zum Sabbatjahr (§ 65) wird eine Flexibilisierung für den 
Schulbereich empfohlen. Aus dienstlicher Sicht dürften hier – anders als bisher – 
auch Freistellungszeiträume angepasst an ein Schulhalbjahr denkbar sein. 
Der DBB NRW mahnt aber an, dass die Möglichkeit des Sabbatjahres nicht mit 
Verweis auf den Grundsatz der Jährlichkeit im Haushaltsrecht und Schwierigkeiten 
in der Vertretung faktisch wieder beseitigt werden kann. Das in verschiedenen Mi-
nisterium vorgebrachte Argument, dass Vertretungen bei der Teilzeit im Blockmo-
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dell aufgrund des Jährlichkeitsprinzips nicht finanzierbar sind, konterkariert die vom 
Gesetzgeber vorgesehenen Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
und darf insoweit nicht Platz greifen. 
Zu § 66 - Altersteilzeit 
Am 30.12.2015 ist das „Gesetz zur Neuregelung der Höchstaltersgrenze für die 
Einstellung in ein Beamtenverhältnis in NRW und zur Entfristung der Altersteilzeit-
regelung“ erlassen worden. Darin wird die geltende Regelung zur Altersteilzeit ent-
fristet. Diese Änderung findet sich in dem uns vorliegenden Entwurf noch nicht. Wir 
bitten daher um Prüfung, ob sie schon im aktuellen §66 enthalten ist bzw. um eine 
entsprechende Nachbesserung.  
 
Nichtsdestotrotz weisen wir darauf hin, dass die derzeitige Regelung der Altersteil-
zeit keine wirkliche Alternative für einen gleitenden Übergang aus dem aktiven Be-
rufsleben. Daher muss die Attraktivität der Regelung verbessert werden durch 
Rückkehr zu den ursprünglichen Konditionen, die da sind: Arbeitsumfang: 50 bis 
55%, Besoldung: netto 83%, Anrechnung auf die Versorgung zu 90%. Die ur-
sprüngliche Altersteilzeitregelung hat sich nachdrücklich bewährt. Sie ermöglicht 
eine bedarfsgerechte Planung des Ruhestandes und führt zu einem Rückgang der 
krankheitsbedingten Dienstunfähigkeit während der letzten Arbeitsjahre, in denen 
bekanntlich die Krankheitsanfälligkeit steigt. 
 
Zu § 76 - Gesundheitsmanagement  
Die Regelung des § 76 verpflichtet die obersten Dienstbehörden, ein Rahmenkon-
zept für das Gesundheitsmanagement zu entwickeln und dieses fortzuschreiben. 
Diese Regelung, die nachdrücklich begrüßt wird, sollte allerdings landesweite Min-
deststandards normieren, die von der Dienststelle einzuhalten sind. Diese sollten im 
Zusammenwirken mit den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften erstellt wer-
den. Des Weiteren müssen die Elemente des behördlichen Gesundheitsmanage-
ments finanziell und personell hinterlegt werden. 
Sollte dies nicht erfolgen, so wäre die gesetzliche Regelung nur eine leere Hülle 
und könnte nicht in der Praxis umgesetzt werden. Schließlich wird darum gebeten, 
die Fortbildungskonzepte gendergerecht zu gestalten. 
 
 
3. Besoldungsrecht = Landesbesoldungsgesetz NRW 
 
Zu § 3 Abs. 7 – Anspruch auf Besoldung 
Nach dieser Vorschrift verliert der Beamte einen Anspruch auf Besoldung, der über 
die gesetzlich zustehende Besoldung hinausgeht, soweit er den Anspruch nicht in 
dem Haushaltsjahr, für das die zusätzliche Besoldung verlangt wird, schriftlich gel-
tend macht. Aus verfahrensökonomischen Gründen ist der DBB NRW der Auffas-
sung, dass zusätzlich zu regeln ist, dass die einmalige Geltendmachung des An-
spruches ausreicht und der Beamte nicht gezwungen ist, in jedem folgenden Haus-
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haltsjahr seinen entsprechenden Anspruch wiederholend schriftlich geltend zu ma-
chen.   
 
Zu § 6 Abs. 2 – Regelmäßige ruhegehaltfähige Dienst zeit 
Der DBB NRW begrüßt die Entscheidung, dass auch die Zeiten, die vor dem voll-
endeten 17. Lebensjahr liegen, als ruhegehaltfähige Dienstzeiten gelten. Damit wird 
auch der Rechtsprechung Rechnung getragen. Der DBB NRW ist allerdings der 
Auffassung, dass die Berücksichtigung dieser Zeiten nicht nur für die Zukunft, son-
dern auch rückwirkend für  bestandskräftige abgeschlossene Sachverhalte erfolgt. 
Dies gebieten der Gleichbehandlungsgrundsatz des Art. 3 GG und der daraus re-
sultierende Gerechtigkeitsgedanke. 
 
Zu § 7 – Verjährung von Ansprüchen 
Es ist beabsichtigt, eine eigenständige Verjährungsregelung zu schaffen. Dies hält 
der DBB NRW nicht für erforderlich. Vielmehr ist er der Auffassung, dass grundsätz-
lich die bisherigen Vorschriften aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch gelten sollten. 
Insbesondere ist es nicht nachvollziehbar, dass Rückforderungsansprüche künftig 
erst nach 10 Jahren verjähren sollen, wenn die Beamtin oder der Beamte die Über-
zahlung beispielsweise durch grob fahrlässig unterlassene Angaben mitverursacht 
hat. Zusammen mit der in der Gesetzesbegründung erwähnten Pflichtüberprüfung 
von Besoldungsmitteilungen läuft dies auf eine allgemeine 10-jährige Erstattungs-
pflicht hinaus. 
 
Zu § 21 – Besoldung bei Verleihung eines anderen Am tes 
Die Vorschrift des § 21 regelt die Besoldung bei Verleihung eines anderen Amtes 
und ersetzt die bisherige Vorschrift des § 13 ÜBesG NRW. Die Zulage nach § 13 
ÜBesG war ruhegehaltfähig. Daher muss klargestellt werden, dass ruhegehaltfähig 
diejenigen Bezüge sind, die gemäß § 21 gezahlt werden und nicht diejenigen aus 
dem neu verliehenen Amt. Zwar regelt § 5 Abs. 4 LBeamtVG NRW, dass auch die-
se Bezüge ruhegehaltfähig sind, sofern die Beamtin/der Beamte ein höher besolde-
tes Amt bekleidete und diese Bezüge mindestens zwei Jahre erhalten hat. Dies gilt 
allerdings nur dann, wenn der Übertritt in das niedriger besoldete Amt nicht lediglich 
aus eigenem Interesse oder auf eigenen Antrag hin erfolgt ist. Insoweit könnte aus 
Sicht des DBB NRW eine Rechtsverschlechterung gegenüber dem derzeitigen 
Recht eingetreten sein, die nicht zu billigen ist. 
 
Zu § 27 Abs. 3 – Obergrenzen für Beförderungsämter 
Nach § 27 Abs. 3 wird die Landesregierung berechtigt, für ihren Bereich unter Be-
rücksichtigung der gemeinsamen Belange aller Dienstherren im Sinne des § 1 Abs. 
1 durch Rechtsverordnung zur sachgerechten Bewertung der Funktionen für die 
Zahl der Beförderungsämter ganz oder teilweise von Abs. 1 abweichende Ober-
grenzen festzulegen. Zur sachgerechten Festlegung dieser Abweichungen kann auf 
die bisher bundesweit geltenden Regelungen zurückgegriffen werden. Bis zum In-
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krafttreten des LBesG NRW müssen die Regelungen verabschiedet sein, um Ver-
werfungen im Beförderungsablauf zu vermeiden. Sofern insoweit noch Handlungs-
bedarf besteht, müssten die erforderlichen Rechtsverordnungen alsbald unter Betei-
ligung der Spitzenorganisationen der Gewerkschaften erlassen werden. 
 
Zu § 42 (neu) – Grundlage des Familienzuschlags 
2007 ist die Altersgrenze beim Kindergeld für die Berücksichtigung von Kindern in 
Berufsausbildung, Übergangs- oder Wartezeit oder einem Freiwilligendienst von 27 
auf 25 Jahre abgesenkt worden. Im gleichen Zuge ist auch die Grenze für den Er-
halt des Familienzuschlags für Beamtinnen und Beamte angepasst worden.  
Die Nicht-Gewährung des Familienzuschlags nach dem Erreichen des 25. Lebens-
jahres stellt aus Sicht des DBB NRW einen Verstoß gegen den Grundsatz amtsan-
gemessener Alimentation aus Artikel 22 Abs. 5 GG dar. Denn sie führt zu einer 
„Schieflage“ des Familienlastenausgleichs für den durch Kinder verursachten Mehr-
aufwand. Besonders deswegen, weil durch den Wegfall des Familienzuschlags 
auch der Anspruch auf Beihilfe entfällt und entsprechend für die Krankenversiche-
rung volle 100 statt sonst 20 Prozent gezahlt werden müssen.  
Um eine angemessene Alimentation gewährleisten zu können, ist es notwendig den 
Familienzuschlag für Kinder nach der Vollendung des 25. Lebensjahres von der 
Gewährung des Kindergeldes zu entkoppeln. Hierzu bedarf es einer besoldungs-
rechtlichen Regelung, die zusätzlich auch Kinder berücksichtig, die unter den §33a 
Abs. 1  EStG fallen, also sich noch in Ausbildung befinden und für die von den be-
amteten Eltern Unterhalt geleistet wird.  
 
Zu § 45 – Amtszulagen 
Wie bisher können für herausgehobene Funktionen, die dauerhaft wahrzunehmen 
sind, Amtszulagen vorgesehen werden. Nach der Fußnote Nr. 1 zur Besoldungs-
gruppe A9 der Landesbesoldungsordnung A können Funktionen der Amtsinspekto-
rin/des Amtsinspektors (bisheriger mittlerer Dienst) jeweils bis zu 30% der Stellen, 
die sich von denen der Besoldungsgruppe A9 abheben, mit einer Amtszulage aus-
gestattet werden. Entsprechendes gilt nach der Fußnote Nr. 10 zur Besoldungs-
gruppe A13 im ersten Eingangsamt des technischen Dienstes, wonach bis zu 20% 
der Stellen mit der Amtszulage ausgestattet werden dürfen. Nach unseren Informa-
tionen reichen in verschiedenen Kommunen diese Möglichkeiten wegen der Be-
schränkung vielfach nicht aus. Daher sollte diese Begrenzung aufgehoben werden. 
Für den kommunalen Bereich weisen wir darauf hin, dass zur Stärkung der Perso-
nalhoheit die Obergrenzen für Beförderungsämter in den Kommunen abgeschafft 
worden sind. Die angesprochenen prozentualen Beschränkungen wirken sich im 
Ergebnis wie die Obergrenzen des § 27 aus und sind daher zumindest im kommu-
nalen Bereich aufzuheben.  
In diesem Zusammenhang weist der DBB NRW noch einmal nachdrücklich darauf 
hin, dass auch die Verzahnungsämter in der bisherigen Form beibehalten werden 
müssen.  
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Zu §§ 48 ff – Ruhegehaltfähigkeit der Vollzugszulag en für Polizei, Feuerwehr, 
Justizvollzug, Verfassungsschutz und Steuerfahndung  
Die Wiedereinführung der Ruhegehaltfähigkeit der Vollzugszulagen ist eine langjäh-
rige Forderung des DBB NRW und wird von daher nachhaltig begrüßt. Dies gilt 
auch für die Absicht, für die Versorgungsempfängerinnen/Versorgungsempfänger, 
die als aktive Beamtinnen/Beamte im Vollzugsdienst lange tätig waren, die nach 
den Jahren 2007 bzw. 2010 ausgelaufene Ruhegehaltfähigkeit der Stellenzulagen 
wieder einzuführen. In der Konsequenz müsste auch die Zahlbarmachung für die 
Vergangenheit erfolgen. 
 
Zu § 59 – Zulage für die Wahrnehmung eines höherwer tigen Amtes 
Die geplante Verkürzung der Wartezeit für die Gewährung einer Zulage von 18 auf 
12 Monate ist grundsätzlich ein erster, allerdings nicht genügender Schritt in die 
richtige Richtung. Insbesondere angesichts der aktuellen Entwicklung bei der Be-
setzung von Schulleitungsstellen ist eine weitere Reduzierung notwendig. Tausen-
de Stellen bei den Schulleiterinnen und Schulleitern sowie deren Stellvertreterinnen 
und Stellvertretern sind unbesetzt, wobei die Tendenz steigend ist. Ein wichtiger 
Faktor hierfür ist die extrem lange Wartezeit auf die Zulage für die Wahrnehmung 
eines höherwertigen Amtes. Um dieser bedrohlichen Entwicklung entgegen zu wir-
ken, ist eine drastische Reduzierung bei der Wartezeit angezeigt. Aufgrund der der-
zeitigen Situation müsste eigentlich die Wartezeit gänzlich gestrichen werden. 
Gleichwohl hält der DBB NRW eine Wartezeit von maximal 6 Monaten noch für ver-
tretbar.  
 
Es wird allerdings nachdrücklich darauf Wert gelegt, dass die Vorschrift nicht nur 
die Vakanzvertretung, sondern auch die Verhinderungsvertretung umfassen sollte. 
Nicht nur in den Fällen, in denen es an einem Stelleninhaber mit funktionsgerech-
tem Statusamt fehlt, darf die Zulage gewährt werden. In allen Fällen, in denen die 
höherwertige Tätigkeit vertretungsweise wahrgenommen wird, ist schon aus Für-
sorgegesichtspunkten die Zulage vorzusehen.  
 
Beispielhaft darf auf den Schulbereich verwiesen werden. Die Regelungen zur Ver-
tretung von abwesenden Schulleitungen ergeben sich aus den §§ 60 Abs. 2 
SchulG, 32 Abs. 4 ADO. Mit dem Ziel, die Vertretung der Schule in jedem Fall zu 
sichern, schaffen Gesetz und Verordnung eine lange Vertretungskette. Es gehört zu 
den Dienstpflichten der ständigen Vertretung (Konrektorin/Konrektor), die kommis-
sarische Schulleitung auch bei dauernder Abwesenheit der Schulleiterin/des Schul-
leiters zu übernehmen. Es ist aber feststellbar, dass auch dienstälteste Lehrkräfte 
und, da es vornehmlich den Bereich der Grundschulen betrifft, im Regelfall Lehre-
rinnen dazu bewogen werden, die vakante Schulleitungsposition kommissarisch zu 
übernehmen. Für diese Fälle der immer noch sehr häufig vorkommenden Über-
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nahme der kommissarischen Schulleitung aufgrund einer längeren Erkrankungsab-
wesenheit von Schulleiterin/Schulleiter muss neben der Vakanzvertretung auch die 
Verhinderungsvertretung die Rechtsfolgen der Zulagenregelung auslösen. 
 
Zu § 60 – Prämien und Zulagen für besondere Leistun gen 
In § 60 Abs. 4 wird die Möglichkeit fortgeführt, dass bei Gemeinden und Gemeinde-
verbänden eine leistungsorientierte Bezahlung gewährleistet werden kann, ver-
gleichbar dem System des § 18 TVöD bei Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmern. Nach 
dem TVöD gibt es eine Rechtspflicht zur Zahlung dieser leistungsorientierten Be-
zahlung. Der DBB NRW ist daher der Auffassung, dass auch im Beamtenbereich 
eine solche Rechtspflicht zur Auszahlung eingeführt werden muss. Die bisherige 
„Kann-Regelung“ ist nicht ausreichend. Die Leistungsbezahlung ist anerkannterma-
ßen auch ein Personalführungsinstrument und kann nur dann funktionieren, wenn 
alle Beschäftigten eines Arbeitgebers bzw. Dienstherrn sowohl in das Bewertungs-
system als auch in das Auszahlungssystem einbezogen werden. 
 
Die bisherige gesetzliche Formulierung, wonach die leistungsorientierte Bezahlung 
nur an Beamtinnen und Beamte bei Gemeinden und Gemeindeverbänden erfolgen 
kann, ist sprachlich zu eng gefasst. Die jetzige Fassung führt dazu, dass eine Leis-
tungsbezahlung nicht an Beamtinnen und Beamte gewährt werden darf, die bei ei-
ner gemäß § 114 a GO gegründeten Anstalt des öffentlichen Rechts tätig sind. 
Vielmehr muss § 60 Abs. 4 für alle Beamtinnen und Beamte gelten, die bei ge-
meindlichen Einrichtungen, die Dienstherrenfähigkeit besitzen, beschäftigt sind. In 
den genannten Anstalt des öffentlichen Rechts ist dies gemäß § 114 a Abs. 9 GO 
der Fall.  
 
Auch für den Landesbereich muss zur Förderung motivierter Beamtinnen/Beamter 
die Bereitstellung der Haushaltsmittel für die Gewährung der Leistungszulagen ga-
rantiert werden. Insoweit gilt auch hier, die Vorschrift des § 60 mit Leben zu füllen. 
Wie bereits mehrfach vorgetragen, haben die Beamtinnen/Beamten seinerzeit auf 
einen Teil ihrer Besoldung verzichtet, damit entsprechende Leistungszulagen ge-
zahlt werden können. Es geht nicht an, dass die Landesregierung die entsprechen-
den Haushaltstitel nicht finanziell unterlegt und damit die Vorschrift des § 60 für den 
Landesbereich ausbluten lässt. 
 
Zu § 76 – Anwärtersonderzuschläge 
Besteht ein erheblicher Mangel an qualifizierten Bewerberinnen/Bewerbern, kann 
das Finanzministerium oder die von ihm bestimmte Stelle Anwärtersonderzuschläge 
gewähren. Sie dürfen nach dem Gesetzentwurf 70 v.H. des Anwärtergrundbetrages 
nicht übersteigen. Nach der derzeit gültigen Vorschrift des § 63 sollen die Zuschlä-
ge 70 v.H. des Anwärtergrundbetrages nicht übersteigen; sie dürfen aber höchstens 
100 v.H. des Anwärtergrundbetrages betragen. Im neuen Entwurf wird die maxima-
le Grenze bei 70 v.H. festgeschrieben. Für den DBB NRW ist nicht erkennbar, wa-
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rum das Land bewusst darauf verzichtet, mit der bisherigen Höchstgrenze beson-
ders  qualifizierte Bewerberinnen/Bewerber anzusprechen. Schließlich ist gerade 
das eine gute Möglichkeit, um die Attraktivität des öffentlichen Dienstes  zu stei-
gern. 
 
 
Versorgungsrecht = Landesbeamtenversorgungsgesetz N RW 
 
Zu § 3 Abs. 4 – Anspruch auf Versorgung 
Der DBB NRW ist der Auffassung, dass die einmalige Geltendmachung des An-
spruches auch für die Folgejahre ausreichend sein muss. Zur Vermeidung von 
Wiederholungen wird auf die Begründung zu § 3 Abs. 7 Landebesoldungsgesetz 
verwiesen. 
 
Zu § 6 Abs. 1 – Ruhegehaltfähige Dienstzeiten 
Der DBB NRW begrüßt die Entscheidung, dass auch die Zeiten, die vor dem voll-
endeten 17. Lebensjahr liegen, als ruhegehaltfähige Dienstzeiten gelten. Damit wird 
der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung Rechnung getragen. Der DBB NRW 
ist der Auffassung, dass die Berücksichtigung dieser Zeiten nicht nur für die Zu-
kunft, sondern auch rückwirkend für bestandskräftige Sachverhalte erfolgen muss. 
Dies gebieten der Gleichbehandlungsgrundsatz des Art. 3 GG und der daraus re-
sultierende Gerechtigkeitsgedanke. 
 
Zu § 10 – Sonstige Zeiten 
Hier: Zeiten als Rechtsanwältin/Rechtsanwalt 
Die Streichung der Sonderregelung zur Anerkennung von Rechtsanwaltszeiten als 
Vordienstzeiten lehnt der DBB NRW ab. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 
gelten als Organe der Rechtspflege. Aufgrund dieser Tätigkeit sind ihnen regelmä-
ßig auch die Rechtsmaterien der öffentlichen Verwaltung bekannt. Einarbeitungs-
zeiten beschränken sich auf nur kurze Zeiträume. Die Erfahrung, die sie im Umgang 
mit der Mandantschaft gewonnen haben, wird ebenfalls im öffentlich-rechtlichen 
Bereich benötigt. Da diese Zeiten auch nur zur Hälfte und in der Regel nicht über 10 
Jahre hinaus berücksichtigt werden, ist nach unserer Auffassung die bisherige Re-
gelung beizubehalten.  
 
Zu § 24 – Höhe des Witwengeldes und des Witwergelde s 
Nach § 24 Abs. 1 beträgt das Witwengeld oder Witwergeld 55% des Versorgungs-
bezugs, den die oder der Verstorbene erhalten hat oder hätte erhalten können, 
wenn er am Todestag wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt worden 
wäre.  
Der Regelsatz des Witwengeldes wurde durch das Versorgungsänderungsgesetz 
2001 vom 20.12.2001 ab dem 01.01.2002 von 60 v.H. auf 55 v.H. des dem Versor-
gungsurheber zustehenden Ruhegehalts vermindert. Die Verminderung wurde mit 
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der Herabsetzung des Regelsatzes der Witwenrente auf 55 v.H. der Rente des Ver-
storbenen begründet. Seitdem hat sich gezeigt, dass die Höhe des Witwengeldes in 
vielen Fällen nicht hinreichend ist, um eine auskömmliche Versorgung zu gewähr-
leisten. Allein das Argument, dass es sich um eine inhaltsgleiche Übertragung der 
Verschlechterung des Rentenrechts handelt, kann nicht überzeugen. Wie schon 
oben dargestellt, tut sich der Dienstherr zwar leicht, rentenrechtliche Verschlechte-
rungen auf die Versorgung zu übertragen. Dagegen sieht er sich häufig nicht in der 
Lage, rentenrechtliche Verbesserungen ebenfalls zu übernehmen. Wie oben bereits 
an vielen Beispielen gezeigt, ist das Land nicht bereit, Konsequenzen aus dem RV-
Leistungsverbesserungsgesetz zu ziehen. Daher zieht die Begründung für die Her-
absetzung der Witwenversorgung nicht. Der DBB NRW fordert in der Konsequenz 
die Anhebung des Witwengeldes/Witwergeldes auf 60 v.H. des Versorgungsbe-
zugs, den die oder der Verstorbene erhalten hätte. 
 
Zu § 57 Abs. 10 - Versorgungsauskunft 
Die Vorschrift regelt, dass die für die Festsetzung der Versorgungsbezüge zustän-
dige Behörde ab dem 01.01.2021 Beamtinnen/Beamte, die das 55. Lebensjahr voll-
endet haben, auf Antrag eine Auskunft zum Anspruch auf Versorgungsbezüge nach 
der Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt der Antragsstellung erteilt. Der Anspruch 
auf die Versorgungsauskunft ist deutlich zu spät gesetzt. Es ist erforderlich, die 
technische Unterstützung für das LBV zu verbessern, um eine frühere Versor-
gungsauskunft zu ermöglichen. Mit dieser Maßnahme sollte sichergestellt werden, 
dass in Zukunft die Versorgungsauskunft in Anlehnung an die rentenrechtlichen 
Regelungen automatisch alle zwei Jahre erfolgen kann. Ein Antragsverfahren könn-
te damit entfallen und würde zu einer Entbürokratisierung beitragen.  
 
Die Absicht, den Anspruch ab Vollendung des 55. Lebensjahres zu regeln, wird 
ebenfalls kritisch gesehen. Er sollte bereits ab Vollendung des 50. Lebensjahres 
gelten. Nach Abschluss der Familiengründungsphase sollte den Betroffenen die 
Möglichkeit eingeräumt werden, die weitere Lebensplanung finanziell zu überbli-
cken. Des Weiteren wird vorgeschlagen, einen Ausnahmekatalog für besonders 
begründete Fälle zu erstellen, um vorzeitig eine Versorgungsauskunft erhalten zu 
können, wie zum Beispiel schwerwiegende Erkrankung, Versorgungsausgleich und 
ähnliches. 
Der geschätzte Personalmehrbedarf von 8 Stellen gehobener Dienst und 15 Stellen 
mittlerer Dienst ist dagegen zu niedrig angesetzt. Unseres Erachtens bedarf es ei-
nes deutlich höheren Einstellungsvolumens. 
 
Zu § 65 - Verjährung 
Vergleichbar zur Rückforderung von zu viel gezahlter Besoldung wird auch bei der 
Rückforderung von Versorgungsbezügen eine eigenständige Verjährungsregelung 
geschaffen. Wie im Besoldungsbereich lehnen wir diese ab. Zur Vermeidung von 
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Wiederholungen dürfen wir auf unsere Ausführungen zu § 7 LBesG NRW verwei-
sen. 
Zu § 66 - Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mi t Erwerbs- und Er-
werbsersatzeinkommen und 
Zu § 67 – Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüg e und von Versor-
gungsbezügen mit Alters- und Hinterbliebenengeld  
In § 66 ist geregelt, dass im Falle des Bezugs von Erwerbs- und Erwerbsersatzein-
kommens neben den Versorgungsbezügen die Versorgungsbezüge nur bis zum 
Erreichen der Höchstgrenze nach Absatz 2 zustehen. Nach Absatz 3 ist mindestens 
ein Betrag von 20% zu belassen. Gleiches gilt bei Zusammentreffen mehrerer Ver-
sorgungsbezüge und von Versorgungsbezügen mit Alters- und Hinterbliebenengeld. 
Nach Auffassung des DBB NRW ist es an der Zeit, die Anrechnungsgrenze von 
20% auf 30 – 40% zu erhöhen. Es handelt sich hierbei um Versorgungsbezüge aus 
eigener Tätigkeit, die der Witwe bzw. dem Witwer in höherem Maße als bisher be-
lassen werden müssen. Diese Versorgungsbezüge sind Teil der amtsangemesse-
nen Alimentation und dürfen nicht der Kürzung auf 20% unterworfen sein. 
 
Zu § 81 – Beamtinnen und Beamte auf Zeit 
Es ist vorgesehen, die Berechnung des Ruhegehaltssatzes bei Beamten auf Zeit zu 
verschlechtern. Nach derzeitiger Rechtslage beträgt für Beamte auf Zeit, die eine 
ruhegehaltfähige Dienstzeit von 10 Jahren zurückgelegt haben, das Ruhegehalt, 
wenn es für sie günstiger ist, nach einer Amtszeit von 8 Jahren als Beamte auf Zeit, 
35 v.H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Diese 35% sollen nunmehr auf 
33,48345% gesenkt werden. Insoweit wird auf das Versorgungsänderungsgesetz 
2001 verwiesen. Da der Bund im Zusammenhang mit der Niveauabsenkung 2001 
eine Änderung dieser Regelung nicht für erforderlich gehalten hatte, sieht der DBB 
NRW insoweit keine Handlungsnotwendigkeit. Der DBB NRW fordert eine Beibehal-
tung der derzeitigen Rechtslage. 
 
Zu §§ 94 ff.  
Nach dem Gesetzentwurf soll bei einem Dienstherrenwechsel innerhalb Nordrhein-
Westfalens eine Versorgungslastenteilung künftig dadurch erfolgen, dass der abge-
bende Dienstherr eine Abfindung zahlt und der neue Dienstherr eines Tages für die 
Übernahme der Versorgung alleine zuständig wird. Dies hält der DBB NRW grund-
sätzlich für ein praktikables Verfahren. Allerdings soll dies nur möglich sein, wenn 
gemäß § 95 der abgebende Dienstherr dem Dienstherrenwechsel zustimmt. Auch 
wenn eine Verweigerung des Wechsels nur aus dienstlichen Gründen erfolgen wird, 
ist jedoch zu befürchten, dass solche dienstlichen Gründe vorgeschoben werden, 
um den abfindungspflichtigen Wechsel zu verhindern oder hinauszuzögern. 
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Wir bitten Sie, unsere Forderungen, Anregungen und Stellungnahmen bei der 
Überarbeitung der Kerngesetze mit einzubeziehen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Roland Staude 
1. Vorsitzender 
 
 


